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A. Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1. Abgeordnete Beruht die Meldung in der Wochenzeitschrift 
Frau Geisendörfer,, Quick" Nr. 28 vom 8. Juli 1970, Seiten 7, 8, 
„Quick klagt an: Der Staat läßt hilflose Men- 
schen im Stich", auf Tatsachen? 


2. Abgeordnete Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den 
Frau Geisendörf er Betroffenen wirksame Hilfe zukommen zu 
lassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


3. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
Hansen Sache, daß Bund, Länder und Gemeinden die 

gesellschaftliche Rückgliederung von Straf- 
fälligen den Zufälligkeiten des Arbeitsmarkts 
und der Bereitwilligkeit der Arbeitgeber über- 
lassen, obwohl von Regierungen wie Parla- 
mentariern verstärkte Bemühungen zur Reso- 
zialisierung ehemaliger Strafgefangener ge- 
fordert werden? 


4. Abgeordneter Wird bei der geplanten Novellierung des 
Glombig Schwerbeschädigtengesetzes die Bestimmung 

des SPD-Gesetzentwurfes aus der 2. Legis- 
laturperiode (Drucksache 1267) berücksichtigt, 
wonach der Schutz des Gesetzes auf alle Per- 
sonen auszudehnen ist, welche nicht nur vor- 
übergehend um wenigstens 50 v. H. erwerbs- 
gemindert sind, und wann ist mit der Vorlage 
eines solchen Gesetzentwurfes durch die Bun- 
desregierung zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


5. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung ein Ver- 
Rollmann kaufsverbot für den Süßstoff Cyclamat, nach- 

dem die amerikanische Bundesbehörde für die 
Lebens- und Arzneimittelüberwachung, die 
Food and Drug Administration (FDA), den 
Verkauf von Cyclamat zum 1. September die- 
ses Jahres mit der Begründung verboten hat: 
„Cyclamate haben sich in Tierversuchen als 
krebserzeugende Substanzen erwiesen"? 
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6. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung eine Initiative 
Härzschel mit dem Ziel, die Zigaretten Werbung in den 

Massenmedien zu beschränken oder völlig zu 
verbieten, wie es in den Vereinigten Staaten 
vorgesehen ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


7. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, im Anschluß 
Gnädinger an die Vorlage des Städtebauförderungsge- 

setzes die Einsetzung einer Kommission zur 
Prüfung der in Literatur und Öffentlichkeit ge- 
machten Vorschläge zu einer abschließenden 
Lösung der Bodenfrage in der Bundesrepublik 
Deutschland? 


8. Abgeordneter Wer sind die Mitglieder der von der Bundes- 

Niegel regierung eingesetzten Bodenrechtskommis- 
sion, und nach welchen Grundsätzen wurden 

diese ausgewählt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die rechtlichen 
Hansen Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß straf- 

fällig gewordene Arbeiter, Angestellte und 
Beamte nach Verbüßung ihrer Haftstrafen 
wieder in den öffentlichen Dienst eingestellt 
bzw. dort weiter beschäftigt werden? 


10. Abgeordneter Welche Vorteile sieht die Bundesregierung 
Dr. Enders in den Plänen einiger Bundesländer, im Rah- 

men von Katastrophenschutz-Zentren die 
Feuerwehr, die samaritären Hilfsorganisatio- 
nen, das Technische Hilfswerk und den Er- 
weiterungsteil des Katastrophenschutzes ge- 
meinsam in einem Dienstgebäude unterzubrin- 
gen? 


11. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich bei dem 
Dr. Enders Ausbau der Hauptstützpunkte der Feuerweh- 

ren zu Katastrophenschutz-Zentren an den 
Bau- und Unterhaltungskosten anteilmäßig zu 
beteiligen und bald Haushaltsmittel für Mo- 
dellfälle zur Verfügung zu stellen? 


12. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Münchner Merkur vom 12. September 1970, 
daß das Organisationskomitee zur Vorberei- 
tung der Olympischen Spiele München 1972 
mit den zur Verfügung gestellten öffentlichen 
Mitteln „sorglos umgeht"? 
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13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Dr. Riedl die im Organisationskomitee Beschäftigten 

(München) qualifiziert sind, mit öffentlichen Mitteln so 

verantwortungsbewußt umzugehen, wie es im 
öffentlichen Dienst den Gepflogenheiten ent- 
spricht? 


14. Abgeordneter 

Niegel 


Teilt die Bundesregierung die von einer illu- 
stierten Zeitschrift wiedergegebene Auffas- 
sung des Vizepräsidenten des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz, wonach die 13 orga- 
nisierten Vereinigungen der in der Bundes- 
republik Deutschland lebenden rund 3000 Pa- 
lästinenser zum Teil nichts weiter seien als 
deutsche Niederlassungen der Guerilla-Orga- 
nisationen im Nahen Osten? 


16. Abgeordneter Wenn ja, welche konkreten Maßnahmen wird 
Dr. Schulz sie ergreifen, um die Bevölkerung vor einer 

(Berlin) so evidenten terroristischen Bedrohung wirk- 

sam und nachhaltig zu schützen? 


17. Abgeordneter Welchen Wert mißt die Bundesregierung der 
Picard Sendung XY - ungelöst des Zweiten Deut- 

schen Fernsehens bei der Aufklärung und 
Verhütung von Verbrechen zu? 


18. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
Picard daß die Angriffe gegen diese Sendung sach- 

lich nicht begründet und die angeführten Be- 
denken im wesentlichen nur vorgeschoben 
sind, um die eigentlichen Motive zu ver- 
decken? 


19. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Weigl Chefredakteurs Karl Heinz Böhm von der Zeit- 

schrift „Die demokratische Gemeinde", daß es 
rechtliche Barrieren gibt, die die Einführung 
der paritätischen Mitbestimmung in den kom- 
munalen Eigengesellschaften erschweren oder 
gar unmöglidi machen? 


20. Abgeordneter Aus welchen Gründen hält die Bundesregie- 
Weigl rung die Errichtung eines Vermögensbildungs- 

fonds für die Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes für notwendig? 


15. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 


Billigt die Bundesregierung die Aussendung 
von Interviews mit möglichen Verbrechern 
und Attentätern durch Fernseh- und Rundfunk- 
anstalten, wie es z. B in der Monitorsendung 
des WDR geschehen ist? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


21. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


22. Abgeordneter 

Dr. de With 


23. Abgeordneter 

Roser 


24. Abgeordneter 

Zebisch 


25. Abgeordneter 

Zebisch 


26. Abgeordneter 

Löbbert 


27. Abgeordneter 

Löbbert 


Ist die Bundesregierung bereit, trotz des Ur- 
teils des IV. Senats des Bundesfinanzhofes 
(Urteil vom 9. Juli 1970 - IV R 34/69) in 
Übereinstimmung mit der Antwort des Staats- 
sekretärs Dr. Emde im Bundesministerium der 
Finanzen vom 10. August 1970 (Drucksache 
VI/1114) auf meine entsprechende Frage si- 
cherzustellen, daß für die Sonderabschreibun- 
gen Grenzland bis zum Wirksamwerden einer 
gesetzlichen Regelung die bisherigen Verwal- 
tungsregelungen angewendet werden? 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu treffen, um den Wirkungen des Ur- 
teils des Bundesfinanzhofes vom 9. Juli 1970 - 
IV R 34/69 - zu begegnen, mit welchem ent- 
schieden wurde, daß die nach dem sog. Zo- 
nengrenzlandförderungsprogramm gewährten 
Sonderabschreibungen für Investitionen im 
Zonenrandgebiet nicht mehr gewährt werden 
dürfen? 

Wie hoch ist das Aufkommen aus der Lohn- 
steuervorauszahlung für die Monate Juli und 
August, und wo wurde dieser Betrag stillge- 
legt? 

Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
um nach dem Urteil des Bundesfinanzhofs 
(IV. Senat, 9. Juli 1970 - IV R 34/69) die Wei- 
terführung der Sonderabschreibungen für die 
Strukturpolitik im Grenzland und Zonenrand- 
gebiet sicherzustellen? 


Wird die Bundesregierung bei den Verwal- 
tungen der bundeseigenen Unternehmen dar- 
auf dringen, mehr Investitionen als bisher 
in den Bundesfördergebieten vorzunehmen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß immer 
mehr Nahverkehrs-Gesellschaften ihre Tarif- 
gestaltung nicht mehr nach dem Prinzip der 
Wirtschaftlichkeit betreiben, stattdessen aber 
immer lauter und eindringlicher nach einer 
finanziellen Untestützung durch Bund, Länder 
und Gemeinden rufen und, daß diese Einstel- 
lung der Nahverkehrs-Gesellschaften durch die 
verschiedenen Protestaktionen der Vergangen- 
heit mit beeinflußt wurde? 


Besteht seitens der Bundesregierung die Ab- 
sicht, eine Teil- oder Vollsubventionierung 
der Nahverkehrsbetriebe durch den Bund ein- 
zuführen oder empfiehlt sie, die Tarifgestal- 
tung den gestiegenen Einkommen anzuglei- 
chen? 
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28. Abgeordneter Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
Höcherl zu der vom Vizepräsidenten der deutschen 

Bundesbank, Dr. Emminger, geäußerten Mei- 
nung ein (vgl. hierzu Handelsblatt vom 15. 
September 1970), wonach Europa in Zukunft 
währungspolitisch mehr Distanz vom Dollar 
als Leitwährung gewinnen soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


29. Abgeordneter 

Dr. Pohle 


30. Abgeordneter 

Dasch 


31. Abgeordneter 

Dr. Ritz 


32. Abgeordneter 

Dr. Ritz 


33. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 


Ist die Bundesregierung bereit, der auf eine 
Beseitigung der konjunkturpolitischen Zustän- 
digkeiten der Deutschen Bundesbank gerichte- 
ten Forderung, die nach einer Meldung in „Die 
Welt" vom 9. September 1970 von dem Spre- 
cher des Deutschen Instituts für Wirtschafts- 
forschung in Berlin — geleitet von dem bis- 
herigen parlamentarischen Staatssekretär im 
Bundeswirtschaftsministerium, Dr. Klaus Die- 
ter Arndt — erhoben worden ist, entgegen- 
zutreten und allen Bestrebungen auf Ein- 
schränkung der konjunkturpolitischen Zu- 
ständigkeiten und Befugnisse der Deutschen 
Bundesbank eine deutliche Absage zu er- 
teilen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
sage der Geschäftsleitung des Volkswagen- 
werks bei der ordentlichen Hauptversammlung 
am 2. Juli 1970, „daß jedes Prozent DM Auf- 
wertung auf ein ganzes Jahr bezogen eine 
Belastung von etwa 75 Millionen DM bringt"? 

Treffen Pressemeldungen zu (Nachrichtenma- 
gazin Der Spiegel vom 14. September), nach 
denen der ehemalige Parlamentarische Staats- 
sekretär im Bundeswirtschaftsministerium, 
Dr. Arndt, während der Leipziger Messe 
„DDR" -Behörden ein Angebot zur Verminde- 
rung des Zahlungsdefizits der „DDR" gemacht 
hat, wonach die Bundesrepublik Deutschland 
bereit sei, große Mengen „DDR" -Weizen zu 
EWG-Interventionspreisen aufzukaufen und 
die „DDR" im Gegenzug ihren Weizenbedarf 
zu Weltmarktpreisen aus Käufen in der Bun- 
desrepublik Deutschland und anderen Ländern 
decken kann? 

Bei Bejahung der Frage 31: Ist die Bundes- 
regierung der Meinung, daß ein solches Ange- 
bot in Übereinstimmung mit dem Geist des 
EWG-Vertrages steht? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die star- 
ke Konzentrierung des Ferienreiseverkehrs 
auf die Wochenenden zu einem beträchtlichen 
Teil darauf zurückgeht, daß die Ferienhäuser 
und Ferienwohnungen in Deutschland und dem 
Ausland überwiegend nur von Samstag zu 
Samstag gemietet werden können? 
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34. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 


35. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


36. Abgeordneter 

Baier 


37. Abgeordneter 

Baier 


38. Abgeordneter 

Höcherl 


Ist die Bundesregierung bereit, bei den großen 
Reiseunternehmen darauf hinzuwirken, daß 
zumindest für einen größeren Teil der Ferien- 
häuser und Ferienwohnungen der Beginn des 
Mietvertrages auf andere Wochentage als den 
Samstag festgesetzt wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, einen Erfah- 
rungsbericht über den Beitrag der Bundesre- 
publik Deutschland zur Weltausstellung in 
Tokio der interessierten Öffentlichkeit vor- 
zulegen? 

Warum hat die Bundesregierung in diesem 
und in den beiden vergangenen Jahren zur 
Förderung von Maßnahmen zum Schutze der 
Gewässer gegen Verunreinigung wesentlich 
weniger finanzielle Mittel im ERP-Haushalt 
bereitgestellt als in früheren Jahren obwohl 
die Verschmutzung von Gewässern sich er- 
heblich verstärkt hat? 

Ist die Bundesregierung bereit, für 1971 we- 
sentlich höhere Förderungsmittel im ERP- 
Haushalt vorzusehen, um den vorliegenden 
förderungsfähigen Anträgen gerecht zu wer- 
den? 

Billigt die Bundesregierung die schweren Vor- 
würfe des Ministerialdirektors Hankel auf der 
Pressekonferenz in Frankfurt/Main am 9. Sep- 
tember 1970 gegen die Geschäftspolitik der 
Realkreditinstitute, wobei er sich auf erkenn- 
bar unrichtiges Zahlmaterial gestützt hat, 
und wäre es nicht richtiger gewesen, zunächst 
die für den 7. Oktober 1970 angesetzte An- 
hörung der betroffenen Fachverbände zu den 
Novellierungsvorschlägen der Bundesregie- 
rung auf dem Gebiet des Realkredites erst 
einmal abzuwarten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


39. Abgeordneter Welche Gründe sind der Bundesregierung be- 
Dasch kannt, die viele Landwirte in der Bundesrepu- 

blik Deutschland veranlaßten, den Aufwer- 
tungsausgleich nicht zu beantragen? 


40. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Informationen 

Dröscher darüber vor, in wie vielen der neunzehntau- 

send Darlehnsfälle mit über 330 Millionen DM 
für die landwirtschaftliche Zinsverbilligung 
(Anpassungshilfe 1965) der plötzliche Entzug 
der Verbilligungshilfe im Jahre 1967 zu schwe- 
ren Schäden und gar zum finanziellen Ruin der 
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41. Abgeordneter 

Kiechle 


42. Abgeordneter 
Kiechle 


43. Abgeordneter 
Gallus 


44. Abgeordneter 

Gallus 


45. Abgeordneter 

Dr. Gölter 


betroffenen Betriebe geführt hat, und ist die 
Bundesregierung bereit, in dadurch entstan- 
denen Notfällen eine Wiedereinbeziehung in 
die Zinsverbilligungsaktion zu befürworten? 

Betrachtet die Bundesregierung die zahlrei- 
chen, wenn auch in ihrer Form sehr milden 
Proteste deutscher Bauern durch Übersendung 
von kleinen Weizensäckchen an das Bundes- 
kanzleramt als eine Art gelenkter Spielerei, 
oder sieht sie dies als Ausdruck großer Sorge 
über die Preis-Kostenentwicklung innerhalb 
der deutschen Landwirtschaft? 

Welche Überlegungen sind die Ursache dafür, 
daß die Bundesregierung durch einen Sprecher 
des Bundeskanzleramtes diese Anliegen mit 
der Bemerkung abtut, man erwäge, das Ge- 
treide in Erwartung der hohen Weizenpreise 
zu verkaufen und „den Erlös als Subvention 
der deutschen Bauern an den Bund zu be- 
trachten" ? 

Trifft es zu, daß auf Grund des neuen land- 
wirtschaftlichen Förderungsprogramms ein re- 
gionales Nord-Süd-Gefälle derart entsteht, daß 
vor allem in Süddeutschland nur sehr wenige 
Betriebe die Zielschwelle erreichen und mithin 
in den Genuß der Förderungsmaßnahmen ge- 
langen werden? 

Hält die Bundesregierung eine solche Konse- 
quenz, vor allem angesichts der in Süddeutsch- 
land ohnehin bestehenden Standortnachteile, 
für vertretbar? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um künftig einen ähnlichen 
Preisverfall, wie er in den letzten Wochen auf 
dem Sauerkirschenmarkt eingetreten ist, zu 
verhindern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

46. Abgeordneter Hält die Bundesregierung den Tennissport für 
Dr. Zimmermann geeignet, um die Soldaten der Bundeswehr, 

insbesondere die älteren, in ihrer körperlichen 
Leistungsfähigkeit zu fördern? 

47. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Tennisplätze, 
Dr. Zimmermann die in den Anlagen der Bundeswehr vorhan- 
den sind, mit Bundesmitteln instandzusetzen 
und instandzuhalten, sowie in geeigneten 
Fällen solche Tennisplätze neu zu errichten? 

48. Abgeordneter In welchem Umfang plant die Bundesregie- 

Josten rung, die Förderung von Medizinstudenten im 

Rahmen der Studienförderung der Bundeswehr 
durchzuführen? 
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49. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der An- 
Scheu Spruch eines Selbständigen (in dem vorliegen- 

den Fall ein Steuerbevollmächtigter), anläßlich 
seiner Musterung durch das Kreiswehrersatz- 
amt neben der Erstattung der Kosten auch den 
entstandenen Verdienstausfall ersetzt zu be- 
kommen, nach einem neuerlichen Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes in Karlsruhe ab- 
gelehnt wurde? 


50. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es mit dem Grund- 
Scheu gesetz für vereinbar, daß in dem für diese 

Frage maßgebenden Paragraphen des Wehr- 
pflichtgesetzes das Wort „Arbeitnehmer" ein- 
schränkende Wirkung hat, da damit ein Selb- 
ständiger, der unter Umständen finanziell 
schlechter gestellt sein kann, vor allem bei 
Gründung seiner Selbständigkeit in jungen 
Jahren, gegenüber einem Arbeitnehmer be- 
nachteiligt wird? 


51. Abgeordneter Stimmt die in der DGB-Zeitung „Welt der 

Biehle Arbeit" Nr. 38 vom 18. September 1970 unter 

der Überschrift „Wehrpflicht in der Krise" 
als Zusammenfassung einer Meinungsumfrage 
u. a herausgestellte Formulierung: „Wer ei- 
nen Papa mit Beziehungen hat, aus besseren 
Verhältnissen stammt oder gut simulieren 
kann, der kommt völlig ungeschoren davon. 
Kein Zweifel: vor allem Arbeiterkinder sind 
die Dummen. Bei ihnen liegt der Anteil der 
Tauglichen überdurchschnittlich hoch, nämlich 
bei fast 70^^J); und auch die Freistellungen, die 
mit Ausbildung oder Studium begründet wer- 
den, sind in dieser Gruppe viel geringer als 
in anderen Bevölkerungsschichten." mit den 
Tatsachen überein, und glaubt die Bundes- 
regierung, den Flugblatttext, den die ÖTV- 
Jugend bei einer Ausstellung der Bundeswehr 
am 6. Juni 1970 in Oberhausen verteilte, wi- 
derspruchslos hinzunehmen? 


52. Abgeordneter Wenn nein, wird die Bundesregierung geeig- 

Biehle nete Aufklärung und Richtigstellung dieser 

verfälschten Darstellung über die Bundeswehr 
und die Auswahlpraktiken für Wehrpflichtige 
unternehmen? 


53. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung das Flug- 
Damm blatt der ÖTV-Jugend Oberhausen, das am 

6. Juni 1970 anläßlich der Ausstellung „Unsere 
Luftwaffe" in Oberhausen verteilt worden ist, 
und in dem es zum Schluß heißt: 

,Was sagte noch Major Hoffmann, der Lei- 
ter dieser Ausstellung, warum die Bundes- 
wehr Flugzeuge und Raketen ausstellt? 
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Weil die Ausstellung . den Zweck hat, 
junge Leute zu werben." Junge Leute . . . 
Wozu? 

Hätte er nicht auch sagen können: „Wir 
brauchen junge Leute, um Menschen zu 
töten, Städte und Fabriken zu zerstören. 
Ernten zu vernichten . . ."? 

„Unsere" Luftwaffe . . .?' 


54. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Möhring zivile Parkplatzproblem in Garnisonstädten 

vergrößert wird durch Privatkraftwagen von 
Wehrpflichtigen, die auf Grund ihres schlech- 
ten technischen Zustandes vom Kasernenbe- 
reich in den immer empörter reagierenden zi- 
vilen Nachbarbereich gewiesen werden? 


55. Abgeordneter Hat die Bundesregierung bei ihren baulichen 
Möhring Modernisierungsvorhaben innerhalb von Ka- 

sernenanlagen u. a. auch in Erwägung ge- 
zogen, Parkhochhäuser zu errichten? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


56. Abgeordnete Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Frau Schimschok rung, auf die Fluggesellschaften dahin gehend 
einzuwirken, daß die dort vorhandenen Passa- 
gierlisten so geführt werden, daß sie zu jeder 
Zeit lückenlos und fehlerfrei Aufschluß über 
die Zahl der beförderten Passagiere geben, 
zumal solche Aufstellungen im Zuge der an- 
geordneten Sicherheitsmaßnahmen gegen Flug- 
zeugentführungen von großer Bedeutung wä- 
ren? 


57. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung dem Deut- 
Engelsberger sehen Bundestag den Gesetzentwurf über die 
zum 31. Dezember 1970 gesetzlich notwendige 
Ablösung der Straßengüterverkehrsteuer 
durch eine Wegekostenabgabe vorlegen?‘ 


58. Abgeordneter Ist beabsichtigt, auf Grund der guten Erfah- 
Wende rungen, die Verkehrsteilnehmer mit speziel- 

len Autofahrersendungen gemacht haben und 
im Hinblick auf das geplante Programm der 
ARD, den Einbau von Autoradios in Personen-, 
Lastkraftwagen und Omnibussen künftig ge- 
setzlich vorzusdireiben? 
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59. Abgeordneter Wie hoch sind die Mittel, die für den Fern- 

Storm Straßenneubau im Bereich des Landes Schles- 

wig-Holstein aus konjunkturellen Gründen 
gekürzt wurden, wann ist damit zu rechnen, 
daß diese Mittel wieder zur Verfügung stehen 
und welche Baumaßnahmen sind von dieser 
Mittelstreichung betroffen? 

60. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung aus Sicherheits- 

Härzschel gründen für notwendig, auf außerörtlichen 

Straßen grundsätzlich dort Leitplanken anzu- 
bringen, wo in unmittelbarer Nähe der Fahr- 
bahn Bäume stehen, um die schweren Unfälle 
zu verhindern, die bei einem frontalen Auf- 
prall entstehen? 

61. A.bgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die rasche 

Dr. Meinecke Verwirklichung der geplanten und bereits vor- 
(Hamburg) bereiteten „ ARD-Autofahrwelle" durch eine 

provisorische Zuteilung der dazu notwendigen 
Frequenzen zu ermöglichen? 

62. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Realisierung die- 

Dr. Meinecke ses Projektes „Radio 4 “ durch die Ausnutzung 
(Hamburg) der gegenwärtigen Rundfunkkapazitäten für 

die ökonomisch vernünftigste Lösung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


63. Abgeordnete Welche Gegenleistungen sieht die Bundes- 
Frau Dr. Walz regierung auf wissenschaftlich-technischem Ge- 
biet von Seiten der Sowjetunion, und wie wird 
die Kenntnis des Wissenschaftsflusses nach 
Sowjetrußland, insbesondere auch von den 
Wissenschaftsorganisationen, sichergestellt, 
nachdem dort eine Zentralstelle für wissen- 
schaftliche Informationen vorhanden ist? 

64. Abgeordnete Was ist aus der Projektgruppe geworden, die 
Frau Dr. Walz einen Fünfjahresplan zur dauerhaften Beseiti- 
gung des numerus clausus entwickeln sollte? 

65. Abgeordnete Glaubt die Bundesregierung, daß sich die Be- 

Frau völkerung mit der Zusicherung, die Staäts- 

von Bothmer Sekretär Dr. von Heppe in der Panorama-Sen- 
dung vom 25. August 1970 das Kernkraftwerk 
Würgassen betreffend abgegeben hat — • und 
wie wir sie von den zuständigen Stellen hö- 
ren — zufrieden geben kann, es sei von 
höchstqualifizierten technischen Fachleuten 
alles getan worden, um Gefahren beim Be- 
trieb von Kernkraftwerken auszuschalten? 
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66. Abgeordnete Kann die Bundesregierung dafür garantieren, 

Frau daß Kernkraftwerke mit ihrem Ausstoß er- 

von Bothmer wärmten und radioaktiven Fluß- und Grund- 
wassers erst dann in Betrieb genommen wer- 
den, wenn auch biologischer Schutz einbe- 
zogen, d. h. wirklicher Umweltschutz auf 
Grund gesicherter biologischer Forschungser- 
gebnisse gewährleistet ist? 

67. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 

Bay daß das Genehmigungsverfahren zur Kühlwas- 

serentnahme aus der Weser für das beinahe 
betriebsfertige Atomkraftwerk Würgassen erst 
vor kurzem angelaufen ist, was praktisch be- 
deutet, daß die Genehmigung auch dann nicht 
mehr versagt werden könnte, wenn ernsthafte 
Bedenken gegen sie anerkannt werden müß- 
ten? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


68. Abgeordneter Bezieht sich das Dankschreiben, das der Herr 

Rollmann Bundeskanzler dem Vertreter des Deutschen 

Bundesjugendringes, dem SPD-Mitglied Hoyer, 
für seine Rede in der Kommission „Weltfrie- 
den" der Weltjugendversammlung der UNO 
im Juli 1970 in New York gesandt hat, auch 
auf folgenden Satz in der Rede von Herrn 
Hoyer: „Wir glauben, daß es ein gutes Zei- 
chen dafür ist, daß jedes Jahr in der Bundes- 
republik Deutschland rund 10 000 junge Leute 
den Wehrdienst verweigern"? 

69. Abgeordneter Kann der Herr Bundeskanzler die von ihm im 

Leicht Zweiten Deutschen Fernsehen am 13. Septem- 
ber 1970 abgegebene Erklärung, daß durch 

Finanzminister Möller „zum ersten Mal" ein 
Haushalt fristgerecht eingebracht worden sei 
und daß noch kein Finanzminister einen Haus- 
halt für das kommende Jahr so früh einge- 
bracht hat, durch einen Vergleich mit den 
Einbringungsdaten der früheren Bundeshaus- 
halte belegen? 

70. Abgeordneter Bedeutet die weitere Erklärung des Herrn 

Leicht Bundeskanzlers im Zweiten Deutschen Fern- 

sehen am 13. September 1970, die Steigerung 
des Haushaltsentwurfs 1971 gegenüber dem 
Haushaltssoll 1970 passe in die „zu vermu- 
tende" konjunkturpolitische Situation des Jah- 
res 1971, daß der Bundeskanzler für das kom- 
mende Jahr 1971 die Gefahr einer wirtschaft- 
lichen Stagnation oder Rezession sieht? 


12 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/ 1 166 


71. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Frau Schimschok durch die Flugzeugentführungen arabischer 
Terroristen stark erregte Öffentlichkeit durch 
widersprüchliche Meldungen der Nachrichten- 
organe zusätzlich beunruhigt wurde, nachdem 
beispielsweise im Deutschlandfunk in den ver- 
schiedenen Nachrichtensendungen am 13. Sep- 
tember 1970 die Zahl der sich noch in den 
Händen der Terroristen befindlichen Bürger 
der Bundesrepublik Deutschland unterschied- 
lich mit acht, sechs, sieben und schließlich nur 
zwei angegeben wurde, und wäre es nicht 
trotz allen berechtigten Interesses der Öffent- 
lichkeit an rascher Unterrichtung in Krisen- 
situationen gegeben, die Sachverhalte zunächst 
weitmöglichst zu klären, ehe sie den Nachrich- 
tenmedien übermittelt werden? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


72. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich im Mini- 

Dr. Giulini sterrat der EWG dafür einzusetzen, daß die 

EWG in Zukunft mit mehr Effektivität in 
Washington vertreten ist? 


73. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung der Re- 
Strauß gierung Kambodschas auf deren Befragung 

mitgeteilt hat, sie sei zur Zeit nicht daran in- 
teressiert, daß die seinerzeit von Prinz Siha- 
nouk vorgenommene Anerkennung der DDR 
rückgängig gemacht und erneut Botschafter 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Kambodscha ausgetauscht werden? 


74. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung 
zu, daß sich das Stärkeverhältnis bei inter- 
kontinentalen Raketen während der laufenden 
Verhandlungen um eine Begrenzung dieser 
größten und schrecklichsten Atomwaffen zwi- 
schen den Vereinigten Staaten von Amerika 
und der Sowjetunion deutlich verändert hat? 


75. Abgeordneter Zu welchen Ergebnissen hat die vom Bundes- 
Dr. Schulze- kanzler nach der Unterzeichnung des Ver- 

Vorberg träges von Moskau an die westlichen Regie- 

rungschefs ausgesprochene Einladung zu einem 
Gipfeltreffen bis jetzt geführt? 


76. Abgeordneter Betrachtet die Bundesregierung den u. a. von 
Reddemann DKP-Funktionären sowie SPD- und FDP-Bun- 

destagsabgeordneten gegründeten „Initiato- 
renkreis für europäische Sicherheit" als ein 
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geeignetes Instrument zur Unterstützung ihrer 
mit der Sowjetregierung abgesprochenen Be- 
mühung, eine europäische Sicherheitskonfe- 
renz einzuberufen? 


77. Abgeordneter 

Reddemann 


Ist die Bundesregierung bereit, der Öffent- 
lichkeit eine eindeutige Stellungnahme zum 
Initiatorenkreis mitzuteilen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter Wie hoch beliefen sich die Zuschüsse, die die 
Wolf Vertriebenenverbände 1969 aus öffentlichen 

Kassen — aufgeschlüsselt vom Bund und von 
den Ländern — erhalten haben und für welche 
Zwecke wurden sie gewährt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


2. Abgeordneter Genügt es nach Auffassung der Bundesregie- 
Weigl rung, daß die Bildungsanleihe ohne besondere 

Vergünstigungen für einkommensschwache 
Bevölkerungsschichten aufgelegt werden kann, 
wenn nach den wiederholten Erklärungen des 
Bundeswirtschaftsministers die Finanzierung 
wichtiger Gemeinschaftsaufgaben entweder 
nur über eine höhere Sparquote breitester 
Volksschichten oder Steuererhöhungen mög- 
lich ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


3, Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für die Instand- 

Baron Setzung der Eisenbahnverbindung von Geest- 

von Wrangel hacht zum Industriegebiet Grüner Jäger eine 

finanzielle Unterstützung aus Zonenrandmit- 
teln oder sonstigen Mitteln zu gewähren? 

4. Abgeordneter Erkennt die Bundesregierung die große Be- 

Baron deutung einer solchen direkten Maßnahme 

von Wrangel zugunsten des Zonengrenzgebietes in diesem 

Raum? 


5. Abgeordneter In welchem Umfang und für welche Arten 
Dr. Pohle von öffentlichen Bauten hat die Bundesregie- 

rung Aufträge an Baufirmen aus kommunisti- 
schen Ländern vergeben oder beabsichtigt sie 
zu vergeben? 
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6. Abgeordneter Auf welche Weise hat die Bundesregierung 

Dr. Pohle dafür Vorsorge getroffen, daß in solchen Fäl- 

len den Erfordernissen der öffentlichen Sicher- 
heit in ausreichendem Umfang Rechnung ge- 
tragen wird? 

7. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 

Zebisch daß die Höhe der zu bewilligenden ERP-Kre- 

dite im Regionalen Aktionsprogramm Ober- 
pfalz nach der Festlegung von 3 übergeord- 
neten Schwerpunkten am 14. August 1970 im 
Rahmen der Subventionswertberechnung rück- 
wirkend an einem Subventionshöchstwert von 
25‘^/o orientiert werden kann, um wenigstens 
in diesem Bereich die von der bayerischen 
Staatsregierung verschuldete verspätete Vor- 
lage des Regionalen Aktionsprogramms durch 
einen Akt der Bundesregierung auszugleichen? 

8. Abgeordneter Zu welchem Ergebnis ist die Bundesregierung 

Zebisch bei der Prüfung der Frage gekommen, Frist- 

versäumnisse bei der Beantragung des Auf- 
wertung sausgleichs im Rahmen einer Härte- 
regelung durch eine Anderungsverordnung 
zu heilen? 

9. Abgeordneter Auf Grund welcher Unterlagen kommt die 

Höcherl Bundesregierung in ihren „Perspektiven des 

Wirtschaftswachstums in der Bundesrepublik 
Deutschland" zu der Auffassung, wonach bis 
1985 mit einer jährlichen Steigerung der Ar- 
beitsstunden-Produktivität von 5Vo gerechnet 
werden kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


10. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung: Wann wird 
Jung der Auftrag erteilt, um die zugesagte Lärm- 

schutzhalle auf dem US-Flugplatz Zweibrük- 
ken-Rimschweiler zu erstellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

11. Abgeordneter Inwieweit sind nach den bis jetzt der Bundes- 

Picard regierung vorliegenden Erkenntnissen enzym- 

haltige Waschmittel gefährlich? 

12 . Abgeordneter Was ist nach Auffassung der Bundesregie- 

Picard rung gegen diese Gefahr zu unternehmen? 
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Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fei nmeide wesen 


13. Abgeordnete Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Frau Schimschok die für Rentner in einer jetzt anlaufenden 
Sonderaktion gewährten Fahrpreisermäßigun- 
gen für Fahrten mit der Deutschen Bundesbahn 
auch auf Schwerbeschädigte mit amtlichem 
Ausweis auszudehnen, oder besteht, falls das 
nicht der Fall ist, die Absicht, diesen Perso- 
nenkreis in einer weiteren Sonderaktion zu 
einem späteren Zeitpunkt zu berücksichtigen? 


Entspricht der Schallschutz, der im Zusammen- 
hang mit dem Neubau des Autobahnzubrin- 
gers Ulm — Hittistetten im Zuge der B 19 inner- 
halb des Wohngebiets der Stadt Neu-Ulm vor- 
gesehen ist, den neuesten technischen Erkennt- 
nissen, oder besteht, wenn auch unter Inkauf- 
nahme höherer Kosten, die Möglichkeit, eine 
bessere Lösung als im Planfeststellungsbe- 
schluß vorgesehen durchzuführen? 


15. Abgeordneter Welche Mehrkosten würden in diesem Fall 

Wagner entstehen? 

(Günzburg) 


16. Abgeordneter Ist die Bundesregierung, bzw. das Bundes- 
Dasch Verkehrsministerium gewillt, die Ausbauar- 

beiten der B 12 zur Ortsumgehung von Haag 
im Landkreis Wasserburg noch in diesem 
Jahr zu beginnen? 


17. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Auskunft dar- 
Storm über zu geben, welches die Gründe tür die 

Stillegung der Arbeiten an der Kreuzung der 
Bundesstraße B 76/B 207 (E 4) am Süseler 
Baum waren, und kann die Bundesregierung 
sagen, wann die Ausbauarbeiten wieder auf- 
genommen und beendet sein werden, um 
diesen in Norddeutschland wohl einmaligen 
und vor allem in den Sommermonaten den 
Ferien- und internationalen Durchgangsver- 
kehr belastenden Engpaß endgültig zu besei- 
tigen? 


18. Abgeordneter Trifft es zu, daß über die in der Verwirkli- 
Dr. Wulff chung befindlichen Baumaßnahmen an der 

Bundesstraße 7 zwischen Letmathe und Iser- 
lohn hinaus in Kürze neue Baumaßnahmen 
vornehmlich auch bis Menden durchgeführt 


14. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 
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werden können, um die für den sauerländi- 
schen Raum so wichtige Straße zum frühest- 
möglichen Zeitpunkt fertigstellen zu können, 
und trifft es weiter zu, daß nunmehr neue 
Mittel dazu bereitgestellt werden können? 

Ist es richtig, daß durch die Beseitigung der 
Straßenbäume an Bundes-, Landes- und Kreis- 
straßen die Zahl der Verkehrstoten und -ver- 
letzten wesentlich verringert werden könnte? 

20. Abgeordneter In welcher Weise beabsichtigt die Bundesre- 

Wende gierung, im Zeitraum 1971 bis 1975 die Ost- 

region des Ballungsraumes Stuttgart (insbe- 
sondere die Landkreise Waiblingen, Backnang 
und Schwäbisch Gmünd) angesichts des dort 
akuten Verkehrsnotstandes durch leistungs- 
fähige Verkehrsverbindungen an das Bundes- 
autobahnnetz, zum Flughafen Stuttgart sowie 
zum Stuttgarter Neckarhafen hin anzuschlies- 
sen? 

21. Abgeordneter Wie weit ist der Stand der Planungen für die 

Wende B 312, B 14, B 29 sowie für die Odenwald- 

Autobahn in diesem Raum? 

22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß 

Mick die durch Hochhausbau geschädigten Fernseh- 

teilnehmer Anspruch auf Wiederherstellung 
eines einwandfreien Fernsehempfanges auf 
Kosten der Verursacher der Fernsehempfangs- 
beeinträchtigung haben? 

Gedenkt die Bundesregierung, ihren Einfluß 
dahin gehend geltend zu machen, so daß eine 
rechtliche Lösung dieses sich in seiner Trag- 
weite ständig ausdehnenden Problems — wie 
es unter anderem aus dem Artikel „Hilfe für 
, Hochbaugeschädigte' '' der Fachzeitschrift 
Funkschau, Hamburg, 1/70, deutlich hervor- 
geht — in absehbarer Zeit erzielt werden 
kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


24. Abgeordnete Billigt die Bundesregierung die Stellungnahme 
Frau Dr. Walz des Wissenschaftsrats vom 29. Mai 1970, daß 
nur solche Pädagogischen Hochschulen eine 
Förderung von seiten des Bundes erwarten 
können, deren Einbeziehung in eine integrierte 
Gesamthochschule in Frage kommt oder die 
selbst zu einer integrierten Gesamthochschule 
ausgebaut werden können? 
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25. Abgeordnete Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Trau Dr, W'aiz rung, bei dem Tarif System für Wissenschaftler 
an Forschungszentren den Leistungsgsgedan- 
ken verstärkt zu berücksichtigen und das bis- 
herige Vergütungssystem durch einen Wissen- 
schafts- und Technikertarif abzulösen, der bei 
sozialer Sicherung eine flexiblere Leistungs- 
vergütung ermöglicht? 


Bonn, den 18. September 1970 
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